Sonntag 6. November 


5. ? Alles, was von außen her und ſelbſt von oben herab geſchehen könnte, um den 
* 3 Stand unſerer chriſtlichen Volkslehrer zu heben, kann keinen Erfdig haben, wenn 
a nicht unter ihnen ſelbſt zuerſt der beſſere Geiſt lebendig wird, der ſie allein zu dem 
Wirken in ihrem Berufe kräftig genug drängen, und den Drang ſelbſt am gewiſſeſten 
fähig machen kann. 5 Planck. 


dern. Die erſte, im Jahre 1818 in Kaiſerslautern gehal⸗ 
tene Synode hatte die große Aufgabe, die Bedingungen 
veſtzuſtellen, unter welchen die Vereinigung der Proteſtan⸗ 
ten im Rheinkreiſe möglich wäre. Wie glücklich ſie dieſe 
Aufgabe gelöst und alle mit ihr in Verbindung ſtehenden 
Fragen beantwortet hat, das iſt factiſch durch die un⸗ 
erſchütterliche Veſtigkeit bewieſen, zu welcher ſich unterdeſ⸗ 
ſen das Vereinigungswerk in dieſem Kreiſe ausgebildet hat. 
da aber das proteſtantiſche Kirchenthum im: fteten Forte 
zum Edlen und Beſſern, in einer ununterbroche* 
nen Entwickelung begriffen ift, ſo mußte nothwendig an 
dieſe erſte Synode der vereinigten proteſtantiſchen Kirche in 
Rheinbaiern ſich eine zweite anſchließen, die auf die Fun⸗ 
damente fortbaute, welche durch jene gelegt wurden. Nach 
den hierüber beſtehenden Beſtimmungen und auf allerhöch⸗ 
ſten Befehl, traten die Vertreter dieſer Kirche im Jahre 
1821 aufs Neue in ihrem erſten Verſammlungsocte zuſam ; 
men, um ſich beſonders über die, für die vereinigten Chri⸗ 
ſten nöthigen, kirchlichen Schriften zu berathen. Zwei der⸗ 
ſelben, das Geſangbuch und det Katechismus find ſchon ge⸗ 
raume Zeit erſchienen. Das ehrende Anerkenntniß, wel⸗ 
ches ſie im Allgemeinen gefunden haben, iſt ein eben fo 
ſchönes Zeugniß für die einſichtsvolle Bearbeitung und für 
den wahrhaft evangeliſchen Geiſt derſelben, als der Segen, 
mit welchem ſie ſichtbar auf viele Tauſende wirken.) 
Je reger und kräftiger das prot. kirchliche Leben im 
Rheinkreiſe, gefördert dur die wohlthätigen Bemühungen 
der beiden erſten Synoden, ſich entwickelte, deſto naher 
lag das Bedurfniß, Manches näher zu erwägen, genauer 
zu beſtimmen; und, was der fortſchreitende kirchliche Geiſt 
verlangte, ins Daſein einzuführen. Eine dritte Synode 
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15 Die Generalſynode der proteſtantiſchen Kirche 
ban. a in Rheinbaiern. 


gr Es gehört unſtreitig zu dem Weſen der proteſtantiſchen 
bei che, daß ſie Alles, was in irgend einer Hinſicht dazu 
(tragen kann, ihre großen und ehrwürdigen Zwecke mit⸗ 
bar oder unmittelbar zu befördern, frei und ſelbſtſtändig 
us ſich entwickelt und ins Daſein einführt. — Keine 


F e e e 


Weisheit die Bedeutung 
n Kirche eben fo innig er⸗ 
jeder Hinſicht geachtet wiſ⸗ 
n auf mannichfache Weiſe be⸗ 


noden findet in der balitändigen Urkunde der Vereins 
- gm der proteſtantiſchen Gonfeffienen im königl. baieriſchen 
j eiſe u. f. w. Speier gedruckt bei J. 8. Kranzbüh⸗ 
ler jun; Vergl- auch mehre Aufſätze, die über dieſen Ge⸗ 

genſtand in der N K. 3. früher ſchon abgedruckt wurden. 


„) Die nähere ver det Wa lungen der zwei erften Gy: 
te 
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war demnach nothwendig. Ein Allerhöchſtes 
N Juni 1825 beſtimmte, daß fie d K 
J. in Kaiſerslautern zuſammenberufen werden follte, Geiſt⸗ 
liche und weltliche Mitglieder, ge durch das Vertrauen 


Reſeript vom 


der Dibceſanſynoden, eilten in der vorgeſchriebenen Zeit ih⸗ 


rem Beſtimmungsorte entgegen, und auf den geſetzlich aus— 
geſprochenen Tag eröffnete ſich die Generalſynode. Eine, 
nach Inhalt und Form vortreffliche, von dem Conſiſtortal⸗ 
rathe Dr. Schulz v N . 
tene Predigt trug dazu bei, um, wo möglich, die Begei⸗ 
ſterung der Synodalmitglieder für ihren bedeutungsvollen 
Beruf zu erhöhen. Nachdem die Secretäre und die Aus⸗ 
ſchüſſe gewählt waren, beſchaͤfftigte ſich die Generalſynode 
mit der Verathung der ihnen vorgelegten Gegenſtände. 
Von den wichtigen Verhandlungen, die Stalt fanden, ver⸗ 
dienen folgende namentlich bezeichnet zu werden. 


In den erſten Sitzungen wurde einem längſt gefuͤhl— 


ten und dringenden Bedürfniſſe dadurch abgeholfen, daß ein, 


von dem dritten Ausſchuſſe vorgelegter Entwurf der Ratifi⸗ 
cationsordnung näher geprüft und die Artikel desſelben veſtge— 


ſetzt wurden. Nach den Beſtimmungen der Generalſynode fol 


künftighin längſtens in einem Monate nach Erledigung der 
Pfarrei ratiſizirt werden. Auf dieſe Weiſe iſt es nicht nur 
möglich, die erledigte Pfarrſtelle bald wieder zur Concur⸗ 


renz zu bringen, ſondern es kann auch bei dem Ausfchrei-i 


ben jedem Bewerber die, an den abgegangenen Pfarrer 
oder deſſen Erben zu entrichtende, Ratiſicationsſumme ans 
gezeigt werden. Wie vortheilhaft dieſe Beſlimmung in je— 
der Hinſicht iſt, liegt am Tage. Um das ökonomiſche In⸗ 
tereſſe der Pfarrei zu ſichern und die Ratification bei 
Erledigung derſelben zu erleichtern, wurde ferner beſtimmt, 
daß keine bedeutende Culturveränderungen auf den Pfarr— 
gütern ohne die Zuſtimmung des Presbyteriums gemacht 
werden ſollen. Die auf dem geſetzlichen Wege beſtimmte 
Natiſicationsſumme muß vom Tage der Signification an 
höchſtens innerhalb eines halben Jahrs bezahlt werden. Auch 
die übrigen Artikel der Ratiſicationsordnung legen ein eb: 
rendes Zeugniß ab, mit welcher Umſicht die Generalſynode 
die einzelnen Punkte in Erwägung gezogen hat. f 


In einer der folgenden Sitzungen würde ein Gegen: | 
ſtand zur Sprache gebracht, der für die Geiſtlichen des 


Rheinkreiſes allerdings von beſonderer 1 e ſein muß, 
und das iſt die bisher beſtehende Pfarrwittwencaſſe. Die 
Generalſynode erkannte vor Allem dankbar an, mit welcher 
Sorgfalt das königliche Conſiſtorium eine Anſtalt behandelt 
habe, von der das zeitliche Wohlſein und die Ruhe ſo 
mancher Individuen abhängt; es wurde darum einſtimmig 
darauf angetragen, daß der $. 16 des Regulativs Über die 
Pfarrwittwencaſſe für den Rheinkreis „ wornach die Direc⸗ 
tion und Aufſicht auf den Penſionsfond dieſer kirchlichen 
Behörde übertragen wird, in ſeiner ganzen Kraft und in 
feinem ganzen Umfange beſtehen fol. Der $. 17 des an⸗ 
geführten Regulativs beſtimmt die Art der Vetwaltung 
und Verrechnung des Fonds. Mit Rückſicht auf dieſen $. 
trug die Generalſynode einſtimmig darauf an, daß der bis⸗ 
her geltende proviſoriſche Zuſtand aufhören und daß ein 
Rechner mit einem firen Gehalte angeſtellt werden müſſe, 
der die Verpflichtung auf ſich habe, eine genügende Cau⸗ 
tion zu leiſten. Eben ſo einſtimmig wurde der Beſchluß 
1 1 N 1 1 270 Ri zen 


28. Auguſt l. 


Speier über Matth. 5, 17 gehal⸗ 


zahlen ſeien. Daß übrigens dieſe Beſtimmung keinem 


ſicht nahm die Generalſynode auf die Hinterlaſſenen 
verſtorbenen wie 11 ſie he 8 um) 
ſes, daß die Wittn 

Sterbequartale nach der bisher beſtehenden Ordnun, 


ſynode genauer aus, als es in dem §. 9 des anon ng 


chen Amtes und durch Dienſtentſetzung. 
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4 . Baus itali öch 
gefaßt, daß alle ausstehende Eintrittscapitalien b 

In Sei man Sie Saheen von den. ae GUN 
nern, die keine hydothekariſche Sicherheit dafür u be 
önnen oder wollen, in beſtimmten Raten der ur 
ner die Freiheit benimmt, ſein Eintrittscapital fene I 
auf einmal zu entrichten, iſt für ſich klar. Beſonderk To, 


twen und Relieten, wel (nut 
die Localbezlige zu Theil wurden, künftighin auch jr 
Staatsgehalt und die Zulage erhalten ſollten, einſtim 
beitrat. Uebrigens war die Generalſynode der und 
daß bei dem jetzigen Stande des Fonds keine Erh um 
der, bisher an die Wittwen und Waifen verabreichten, Zi 
terſtützungsſumme eintreten könne. Ueber die cee 
le, durch welche die Verbindung mit dem Inſtikute 
Pfarrwitwencaſſe aufgelöst wird, ſprach ſich die ht 
Regulativs geſchehen iſt. Nach der neuen Beſtim 4 
dieſes $. wird die gedachte Verbindung aufgehoben Si 
Auswanderung, durch freiwillige Niederlegung des gel 
| Die, hierdurch gibt 
wirkte Auflöſung des Verbandes mit der Wittwencaſſe 1 
dem austretenden Geiſtlichen kein Recht auf Entſchädiol 
für die gemachten Einlagen und Beiträge. ande 
Von ganz vorzüglichem Intereſſe waren die Wehe ff 
lungen über die Frage, ob der §. 3 der Vereinigung, 
urkun de, nach welchem die vereinigte proteſtantiſche J 


aus, 


in da 
Worten der Vereinigungsurkunde: „Nur Chris e ; 


NN Mi 
E 


proteſte 


| Gegenſtand ner 

daß die verſchiedenen Meinun IR Bu ſich über 115 
gebildet haben, duch Aulſte ic 

ſymboliſcher Bücher, als bindender Lehrnorm deßwegen heit 
Reinu a 


ei m 
Mangel folder Bücher habe; und daß es endlich in geh 
angel ſelcher B Gen hohen 105 5571 5 10 12 
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a gn der Vereinigungurkunde vorgenommen würde, welche 
„oe ndamente der Vereinigung elbſt erſchüttern müßte, 
ies eben Anſichten der proteſtantiſchen Kirche des Rheinkrei— 
i fo ſehr, wie der des Auslandes zuwider wäre. 
MR ſonach klar, daß ſich die Generalſynode nur durch 
Va und entſcheidende Gründe zu dem angeführten 
der uſſe in Betreff des §. 3 beſtimmen ließ, Gründe, die 
Fllgemeinen Betrachtung gewiß nicht unwerth ſind. 
„An die eben bezeichneten Verhandlungen ſchloß ſich we⸗ 
ich die Frage, ob der, vor einigen Jahren in den 
Shuten eingeführte Katechismus der chriſtlichen Religi— 
lehre einer Reviſion unterliegen ſoll oder nicht. Die 
unten alſonode erkannte die Wahrheit der, durch den Refe— 
laue des erſten Ausſchuſſes vorgelegten Gründe, und er— 
1 demnach einſtimmig, daß die erwähnte Reviſion für 
durchaus unnßthig, und das gedachte Religionsbuch in 
ger erſten Abfaſſung beizubehalten ſei, weil ſich in ihm 
. e Lehre des Evangeliums gründlich und umfaſſend 
angestellt fände, weil eine Umänderung einen nachtheili— 
en Eindruck auf die Gemüther machen müßte, und weil 
Ban drückenden bkonomiſchen Verhältniſſen der meiſten 
Jemeinden die Einführung eines neubearbeiteten an 
n 
1 Sitzung wurde eine Discuſſion über eine 
ſude Deckhmäßigen Gebrauche der Religionsbücher abzufaſ⸗ 
der Inſtruction eingeleitet. Das Reſultat derſelben war 
er einſtimmige Beſchluß der Generalſynode, es ſolle eine 
r entworfen und das königl. Conſiſtorium 
t werden, die Abfaſſung derſelben zu übernehmen. 
When der nämlichen Sitzung, in welcher dieſer Gegenſtand 
delt wurde, wurden auch die, unter dem Namen Ca⸗ 
n, den proteſtantiſchen e zukommenden Ge⸗ 
uhren zur Sprache gebracht. Die Synode war der Me i⸗ 


19 daß die Caſualien beibehalten werden ſollten, und 
fe alle ohne Rückſicht auf die Obſetvanz zu bezahlen 
„wenn nicht bewieſen werden könnte, daß den Geift: 
fen ftatt derſelben der Genuß von Grundſtücken zugewie⸗ 
n wurde. Uebrigens ſoll das königliche Conſiſtorium er⸗ 

ht werden, im Benehmen mit der königlichen Regierung 
N allgemeines Regulativ hiefür zu entwerfen. 


die! inſichtlich der durch eine Eingabe angeregten Frage, ob 
kn ahl der für die Generalſynoden von den Dißbceſanſynoden 


ut den größten Schwierigkeiten verknüpft ſein duͤrfte. 


un f (genden 


immten Deputirten einer weitern Beſtätigung des königli⸗ 
n Oberconſiſtoriums bedürfe, wurde einſtimmig von der 
eneralſynode erklärt, daß das königliche Conſiſtorium nur 
Ri ormelle der, von den Dibceſanſonoden vorgernomme: 
hlen beſtätigen könne, daß dagegen in den Fällen, 
elchen ſich hinſichtlich des Reellen der Wahlen bei der 
ralſynode weſentliche Vedenken erheben, es nur dieſer 
he, darüder zu berathen und zu entſcheiden. In ähn⸗ 
Sinne erklärte ſich die Generalſynode über einen an⸗ 
N ichtigen Gegenſtand, nämlich über ihre Geſchäffts · 
Die ang und über das Recht, dieſelbe ſelbſt abzufaſſen. 
fon Generolſpnode glaubte dieſes Recht mit Grund in An⸗ 
ach nehmen zu dürfen, und faßte dieſem nach einſtim⸗ 
den Beſchluß, Se. königliche Majeſtär ſouten allerun- 
el 5179 — werden, der jedesmaligen Generalſynode 
ie 
85 


die Abfaſſung ihrer Geſchäfftsordnung zu überlaffen. 
die Verwaltung des proteſtantiſchen Kirchenvermögens 


Rheinkreiſe bildete für die Generalfpnode einen Ges 
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genſtand der Aufmerkſamkeit. Sie war, mit Ausſchluß 
ſehr weniger Mitglieder, einſtimmig der Meinung, Sr. 

königlichen Majeſtät ſollte die allerunterthänigſte Bitte vor⸗ 
getragen werden, die Verwaltung dieſes Vermögens, es 
beſtehe nun in Gütern, Capitalien oder Almoſen, wieder 
der Kirche zuzuweiſen. Der Antrag eines Mitgliedes, die 
Generalſynode wolle bei allerhöchſter Stelle fi dahin ver⸗ 
wenden, daß der drückende Univerſitätszwang beſchränkt, 
und denjenigen aus dem Rheinkreiſe, welche Theologie 
ſtudiren, geſtattet werde, nach einem einjährigen Curſus 
auf einer inländiſchen Univerſität, ausländiſche Hochſchulen 
zu beſuchen, erhielt die allgemeine Zuſtimmung aller Mit⸗ 
glieder der Synode. Die an manchen Orten beſtehende 
Vereinigung proteſtantiſcher und katholiſcher Schüler in ei⸗ 
ner Schule wurde ebenfalls in Ueberlegung gezogen. Nach⸗ 
dem dieſer Gegenſtand von allen Seiten erörtert und bera⸗ 
then war, erklärte ſich die Generalſynode dahin, daß ſie 
eine Vereinigung proteſtantiſcher und katholiſcher Schulen 
überhaupt nicht für wünſchenswerth und nur in dem alle 
für zuläſſig erachte, wenn die geringen Gemeindemittel 
keine andere Einrichtung geſtatten, und wenn der Religi⸗ 
onsunterricht auf keine Weiſe beeinträchtigt wird. Auf je⸗ 
den Fall müſſe aber da, wo die Vereinigung bereits ge: 
ſchehen ſei und ohne große Nachtheile nicht aufgehoben 
werden könne, dafür Sorge getragen werden, daß das pri⸗ 
vative Vermögen beider Theile nicht gefährdet wird. In 
Betreff einer neuen Kirchenordnung wurde beſtimmt, daß 
ſie von einem Ausſchuſſe bearbeitet und der nächſten Gene 
ralſynode zur Prüfung und Annahme vorgelegt werden 
ſolle. Für die von der letzten Generalſynode ſchon ge⸗ 
prüfte und angenommene Kirchenagende ſoll, ſobald nur 
möglich, die allerhöchſte Genehmigung eingeholt und der 
Druck dieſer ſo ſehnlich gewünſchten kirchlichen Schrift ſo⸗ 
gleich nach erhaltener Approbation begonnen werden. Di 

Belebung der Sonntagsfeier und der Religioſität — war 
für die Generalſynode ein beſonders wichtiger Gegenſtand 
der Berathung. Sie trat den hierüber geftellten Anträgen 
nicht nur einſtimmig bei, ſondern wollte auch, daß ſie dem 
königl. Conſiſtorium und Oberconſiſtorium zur ſorgfältig⸗ 
ſten Erwaͤgung und baldmöglichſter Vollziehung vorgelegt 
werden ſollten. 

An dieſe für die proteſtantiſche Kirche des Rheinkreiſes 
größtentheils höchſt wichtigen Gegenſtände reihten ſich an⸗ 
dere, die, wenn ſie auch nicht die nämliche Bedeutung, 
wie die angeführten, haben, dennoch e der 
Generalſynode nicht unwerth waren. Die durch fie veran 
laßten Fragen wurden in demſelben Geiſte reiflich erwaͤ⸗ 

ender Umſicht und unbefangenen Freiſinnes beantwortet. 
Wir können um fo mehr unſern Bericht auf das, was 
angefuͤhrt wurde, beſchränken, als von ber Synode ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen wurde, das königliche Oberconſiſtorium 
zu erſuchen, die Verhandlungen der dießjährigen General⸗ 
ſynode im Auszuge dem Drucke zu übergeben, wie dieß 
bei den frühern Generalſynoden des Rheinkreiſes geſchehen 
iſt. Dieſem Aae Berichte werden 80 die bei die⸗ 
er feierlichen Veranlaſſung gehaltenen Reden und Predig⸗ 
tem beigedruckt. Wenn es der Generalſynode gelungen iſt, 
ihre bedeutungsvolle, aber ſchwierige Aufgabe, auf eine wür⸗ 
dige Weiſe zu löſen, ſo hat der von der allerhöchſten Stelle 
zur Leitung derſelben abgeordnete Oberconſiſtorialdirector 
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Dr. von Hänlein keinen geringen Antheil an dieſem, 
Verdienſte. Er hat ſich bei dem ihm übertragenen Ge⸗ 
ſchäſſte die innigſte Hochachtung aller Synodalmitglieder 
erworben. Alles, was berathen und beſchloſſen wurde, un⸗ 
terliegt jetzt noch der Beſtätigung Sr. Majeität des Ad: 
nigs, und die Gewährung einiger Bitten, wie z. B. die, 
daß der Pfarrwittwencaſſe des Rheinkreiſes eine ähnliche 
jährliche Unterſtützung zu Theil werden möchte, wie ſich 
bisher die der Advocaten zu erfreuen hatte, hängt von ſei⸗ 
ner königlichen Huld ab. Vertrauensvoll dürfen wir übri— 
gens jene Beſtätigung und dieſe Gewährung von einem 
Könige erwarten, der bis jetzt ſo edelmüthig die Intereſſen 
der proteſtantiſchen Kirche berückſichtigte und deſſen Herz mit 
ungetheilter Liebe alle ſeine Unterthanen umfaßt. P. G. 


nr 


Amerika. Der Artikel in Rüdfiht der Freiheit der 
Gottesdienſte iſt in der Prvinz San-Juan von Buenos-Ayres 
ratiſizirt worden; aber er hat die Bevölkerung einen ganzen 
Monat lang in Bewegung verſetzt. In dieſer Hinſicht ſind zwei 
Bittſchriften eingegeben worden; die eine, von 1400 Individuen 
unterzeichnet, war der Freiheit des Gottesdienſtes günſtig; die 
andere, mit 600 unterſchriſten verſehen, war ihr entgegen. Ei⸗ 
nige, mit Verſöhnungsgeiſt getroffene. Maßregeln, um die öf⸗ 
fentliche Unruhe zu ſtillen, haben den Anhängern der Toleranz 
kn Sieg verſchafft, und die Localregierung hat das Decret an⸗ 

nommen. 0 h 2 
1 Frankreich. Die in der letzten Sitzung der Kammern 
anerkannte legale Exiſtenz der religiböſen Frauenvereine hat dem Mi⸗ 
niſter der geiſtlichen Angelegenheiten Veranlaſſung zu folgender Ver: 
ordnung über dieſe Anſtalten gegeben. Sie iſt datirt den 17. Juli 
1825 und in 22 Art. getheilt, von welchen wir folgende ausheben: 
Die Art. 1 u. 2 begreifen die geſetzmäßige Exiſtenz aller derjenigen Ver⸗ 
eine, welche vor dem 2. Januar 1817 beſtanden, und die Noth⸗ 
wendigkeit, eine Auctoriſation der Regierung zu haben, wenn ſie 
nach jener Epoche ohne eine beſondere Anerkennung gebildet wor⸗ 
den ſind. — 3. Art. Die innere Einrichtung, Beſtimmung der 
Horen u. ſ. w. braucht der N nicht vorgelegt zu wer⸗ 
den: nur die allgemeinen Statuten, die den Zweck des Vereines 
betreffen. Sind dieſe anerkannt, fo werden die Anſtalten durch 
eine königliche Ordonnanz beſtätigt. — 5. Einige dieſer Vereine 
erkannten eine allgemeine Superiorin an, wie die Mädchen des 
heiligen Vincentius von Paula, andere beſtehen getrennt, mit be— 
ſondern Obern, obgleich von denſelben Geſetzen regiert, wie die 
Urſulinerinnen. — 8. Die allgemeine Superiorin wirkt unmit— 
telbar auf die ihr Untergebenen; ſie verſetzt ſie aus einer Anſtalt 
in die andere, und wacht über die Verwaltung derſelben und ihre 
innere Ordnung. Doch ſteht jede Anſtalt unter der Aufſicht des 
Biſchofs, in Allem, was die geiſtlichen Angelegenheiten betrifft, 
und dieſe Anerkennung muß in den Statuten ausgedrückt werden. 
9. In den Verhältniſſen der Anſtalten unter einander kann keine 
Veränderung eintreten, ohne den Verluſt der Auctoriſatlon nach 
fi zu ziehn. — 10. Die Verfügungen des h. Stuhls für dieſe 
Anſtalten ſollen, wie die übrigen, den Staatsgeſetzen unterwor⸗ 
fen fein. 11. Die Statuten der Vereine können Gelübde ihrer 
Mitglieder anerkennen, allein da die Staatsgeſetze eine ſolche 
Verbindlichkeit nur auf fünf Jahre veſtſetzen, ſo können Gelübde 
auf längere Zeit keine geſetzmäßige Approbation erhalten. — 12 
14. Da die Eintretenden nur 6 Monate Zeit haben, gefehmä: 
ßige Verfügungen zu machen, ſo werden ſie zum Beßten des Ver⸗ 
eins den e aufgefordert, dieſe Zeit zu benutzen. — 15 — 22. 
enthalten die Weiſungen über die Annahme ſolcher Dotationen, 
welche unter 300 Franken von dem Präfecten, und höher von 
der Regierung auetorifirt werden müſſen. Das Enregiſtrement ko⸗ 
ſtet für jeden Act 10 Franken. — 
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| Niederlande. Nach öffentlichen Blättern wird aus 
bem Königreiche der Niederlande berichtet, „der päpſtliche Nun⸗ 
tius habe die verlangten Forderungen nicht durchſetzen können, 
weil die Regierung den Grundvertrag des Staats nicht habe 
brechen können, und weil die conſtitutionellen Geſetze von jedem 
fremden Willen unabhängig ſein müſſen, indem die Souveräni⸗ 
tät untheilbar ſei.“ Der Religionsfreund für Kath. macht dazu 
folgende Bemerkungen: Wenn dieſes die Gründe ſind, warum 
die Verſuche des papſtlichen Nuntius mißlungen find, fo hat die 
katholiſche Religion in dem Königreiche der Niederlande keine 
bleibende Stätte mehr; denn nach dieſen Gründen, ſo ſehr ſie 
auch auf falſcher Vorausſetzung beruhen, dürften die Katholi en 
mit dem Oberhaupte der katholiſchen Kirche in keiner Verbindung 
mehr ftehens müßten den Souverain des politiſchen Staates auch 
als Souverain des geiſtlichen Staates anerkennen, und ſomit 
müßten fie aufhören katholiſch zu fein. Wir haben aber geſagt, 
daß die beſagten Gründe auf falſcher Vorausſetzung beruhen. 
Statt jedes andern Beweiſes dürften wir uns nur auf das Bei⸗ 
ſpiel anderer Monarchen berufen, welche, ohne ihren Souverai⸗ 
nitätsrechten etwas zu vergeben oder die Grundverträge der 
Staaten zu brechen, mit dem päpſtlichen Stuhle die Verhältniſſe 
ihrer katholiſchen Unterthanen in's Reine brachten. Man kann 
ſicher vorausſetzen, daß der päpſtliche Stuhl auf die politiſchen 
Souverainitätsrechte des Königs der Niederlande keine Ansprüche 
macht; dagegen läßt es ſich vermuthen, daß man den Katholiken 
das nicht einräumen will, was doch ſelbſt nach dem Grundver⸗ 
trage des conſtitutionellen Staates ihnen gebühren muß: denn 
freie et Religion iſt doch unbeſtreitbar eine Haupt⸗ 
bedingniß, und dieß % Zahl katholi⸗ 


2 weil die große 
eee e e en e Königreiche 


der Niederlande unterworfen worden iſt, und fie ſelbſt nur unter 
dieſer Bedingniß allein ſich unterwerfen wollten, da ſie bekanntlich 
gegen ihren frühern Monarchen Joſeph II. darum ſich aufgelehnt 
hatten, weil ſie durch ſeine Einrichtungen ihre Religion gefähr⸗ 
det glaubten. Wo aber die freie Ausübung einer Religion Be⸗ 
dingniß ift, da müſſen auch die Mittel da fein, folglich Prieſter, 
Biſchöſe, und deren Vereinigung mit dem Papſte als dem Obere 
haupte der allgemeinen Kirche. Die katholiſche Religion iſt weit 
entfernt, die Souveränitätsrechte zu mißkennen; fie kennt aber 
auch ihre Gränzen, und kann daher in dem weltlichen Landes⸗ 
herrn kein kirchliches Oberhaupt anerkennen; ſie haben Schrift 
und Tradition für ſich. Soll ihnen jedoch eine ſolche Anerken⸗ 
nung zugemuthet werden, ſo heißt das eben ſoviel: Sie ſollen 
aufhören katholiſch zu feins und dieß wird der Fall in dem Kö⸗ 
nigreiche der Niederlande, wozu aber die conſtitutionellen Geſetze 
kein Grund werden können; denn widerſprechen die conſtitutio⸗ 
nellen Geſetze der katholiſchen Religion und machen ihre Aus- 
übung unmöglich, ſo widerſprechen ſie auch dem Evangelium 


und der reinen Vernunft, und ſind daher keine echte Geſetze 
.. vv set 


Petersburg, 20 Sept. Ein am 12. d. erſchienener ukas 
it nachſtehenden Inhalts: „Es iſt zu Unkerer Kenntniß gelangt, 
daß mehrere Kirchendiener in ihrem Benehmen und ihrer Klei⸗ 
dung ſich Abweichungen von den alten Gebräuchen unferer Kits 
1 erlauben; gleichergeſtalt beobachten auch die Seminariſten, 
einſt für den Dienſt am Altare des Herrn beſtimmt, in ihrem 
Goſtüme nicht die für fie ſchickliche Demuth, dem geistlichen Bor 
rufe fo ſehr entſprechend; die Frauen und Töchter der Geiſtlich⸗ 
keit ſtehen den weltlichen Ständen im Putze um nichts nach, 
und geben dadurch auch unter ſich dem verderblichen Luxus und 
Modenwechſel allen aufmunternden Eingang. Wünſchend den 
weitern Abweichungen von unſern uralten Gewohnbeiten vorzu⸗ 
beugen, befehlen Wir dem dirigirenden Synod, nach der Grund⸗ 
lage des Wortes Gottes und der kirchlichen Gebräuche, Vor⸗ 


ſchriften über die Einführung einer dem geiſtlichen Perfonale“ 
ftändigen Kleidung anzufertigen, die bacfelbe von den t 
‚Une 


tn eee N 0 an die 75 1 rufe Puh 
rinnert. Der Synod hat dieſe Vorſchrift 
bee Br tigung zu unterlegen.“ e 8 4 
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